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Wenn der Staat für die Asyl- 
suchenden nicht ausreichend 
Unterkünfte bereitstellen oder 
anmieten kann, darf er privaten 
Wohnraum beschlagnahmen. 
Ein solcher Fall nennt sich im ju- 
ristischen Sprachgebrauch »poli- 
zeilicher Notstand«. 


Dann greifen Artikel 14 GG (»Eine 
Enteignung ist nur zum Wohle der 
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Allgemeinheit zulässig.«) und die 
Beschlagnahme-Paragraphen der 
jeweiligen Landespolizeigesetze. 


In Berlin hat der Senat bereits 
mehrere größere Immobilien von 
privaten Eigentümern beschlag- 
nahmt, um sie als Erstaufnah- 
meeinrichtungen oder für die Un- 
terbringung von Asylbewerbern 
zu nutzen. Die Sozialverwaltung 
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spricht dabei lieber verniedli- 
chend von »Sicherstellung«. Das 
Bezirksparlament von Friedrichs- 
hain-Kreuzberg beschloß Ende 
Oktober, auch leerstehende Woh- 
nungen zu beschlagnahmen. 


Aus »mein Haus, mein Hof, mein 
Geld« kann so ganz schnell »sein 
Auto, sein Haus, sein Land« wer- 
den. 
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Das offene Wort 


Der Integrationswahn 


Die Medien sind voll von For- 
derungen und Vorschlägen, 
die hereingeströmten Auslän- 
dermassen müßten so schnell 
wie möglich in die deutsche 
Gesellschaft und Wirtschaft 
integriert werden. 


Andererseits aber hat die Frau 
Bundeskanzlerin — wohl nun 
endlich unter dem Druck der 
Ereignisse — vor einigen Tagen 
gefordert, daß die Aufnahme 
von Flüchtlingen, wie insbe- 
sondere auch aus Kriegsge- 
bieten, wie z.B. von Syrern, 
nur einen temporären Charak- 
ter von vielleicht drei Jahren 
haben könne und sie nach 
Wegfall der Fluchtursachen 
bzw. Beruhigung der Lage in 
ihren Ländern wieder in ihre 
Heimat zurückkehren müßten, 
also kein Aufenthalt auf Dauer 
in der BRD gewährt werden 
kann. 


Abgesehen davon, daß das 
gar keiner Betonung bedarf, 
denn es ist die geltende Ge- 
setzeslage, ist die täglich be- 
schworene und Abermillionen 
Euro kostende Integrationspo- 
litik ein absoluter Widerspruch 
in sich. 

»Integration« zielt auf eine fe- 
ste und dauerhafte Einbindung 
in die deutsche Gesellschaft 
ab, da ein hier »integrierter« 
Ausländer doch Deutschland 
nicht wieder verlassen will und 
soll - man macht uns also et- 
was vor. 


Der richtige Weg wäre es, 
Fachkräfte unter den Auslän- 
dern, vom Handwerker bis 
zu Ingenieuren und Ärzten, 
so schnell wie möglich in die 
Flüchtlingslager im Libanon 
und der Türkei zurückzuschik- 
ken, damit sie dort helfen kön- 
nen! 
H. P. Thietz, 
ehemaliger Abgeordneter der 
letzten DDR-Volkskammer und 
des Europaparlaments 


www.un-nachrichten.de 
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Motiv als Aufkleber erhältlich 


Der alltägliche Wahnsinn 


Keine Ablehnung im 
Asylverfahren bei 
falschen Angaben 


Stellen Sie sich vor, Sie müssen 
einen Antrag auf Hartz IV stellen 
und benutzen dabei eine falsche 
Identität. Ein Ermittlungsverfah- 
ren und eine Verurteilung wegen 
Betruges wären Ihnen garantiert. 


Wer als Flüchtling lügt und be- 
trügt, um seine wahre Herkunft 
und Identität zu verschweigen, 
für den hat es keine Auswirkun- 
gen auf sein Asylverfahren. »Die 
Frage der Schutzbedürftigkeit 
hat im Prinzip nichts, aber auch 
gar nichts damit zu tun, ob man 
jetzt unzutreffende Angaben ge- 
macht hat«, so ein Sprecher des 
Bundesinnenministeriums am 
19.2.2016. Weiter: Der Asylan- 
trag in Deutschland müsse »in 
glaubhafter Weise« vorgetragen 
werden. 


Hier wird mit zweierlei Maß 
gemessen. Daß der einfache 
Mensch auf der Straße das nicht 
akzeptiert, versteht sich von 
selbst. Hier wird künstlich seitens 
des Innenministeriums Fremden- 
feindlichkeit produziert. 


Abschiebung »ist ein Teufels- 
kreis«, so ein Ermittler der Poli- 
zei. In der Strafakte eines 39jäh- 


SPIEGEL DER ZEIT 


rigen Marokkaners stehen 51 
Ermittlungsverfahren, u.a. wegen 
Drogenhandeis, Urkundenfäl- 
schung, Körperverletzung, Sach- 
beschädigung und Hehlerei. 


Zwischen 2007 und 2015 wurde 
der Marokkaner zehnmal in sein 
Heimatland abgeschoben und 
kam immer wieder zurück nach 
Deutschland. 


»Die Landespolizei nimmt die 
Kriminellen fest, die Ausländer- 
behörde verfügt in Abstimmung 
mit der Justiz die Abschiebung, 
die Bundespolizei führt die Ab- 
schiebung durch — und trotzdem 
kommen die Täter immer wieder 
zurück.« »Es ist nur eine Frage 
der Zeit, bis wir ihn wieder „be- 
grüßen*«, urteilt ein Polizist. 

Aus Lageberichten der Polizei 
geht hervor, daß es sich bei dem 
Marokkaner um keinen Einzelfall 
handelt. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Wer darauf besteht, daß 
seine Frau in der Burka her- 
umläuft, der kann das ger- 


ne tun. Zum Beispiel in Af- 
ghanistan oder Pakistan.« 


Heinz Buschkowsky, 
ehem. Bürgermeister von Neukölln 
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Neulich in einer »Talk-Show«: 


Thema: 
»Sozialstaat 
unter Druck: Kosten 
uns die Flüchtlinge 
zu viel?« 


Ich habe einen 
38jährigen Pakistani 
eingestellt, der kommt aus 
einem Flüchtlingslager, der 
kann top nähen ... 


Wolfgang Grupp 
Schwäbisch Fabrikant 
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Mir ist doch 
völlig wurscht, ob 
ein Syrer meine 
Rente zahlt. 


Der Mann muß 
bis 83 arbeiten, um 
eine Rente oberhalb des ~- 
Sozialhilfesatzes zu 
bekommen. nd Raffeihüsche 


Wirtschaftswissens£haftler 


i 


Bildschirmausdrucke: ARD, 17.2.2016 


»DIE RENTE IST SICHER« 
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Grüne und 
Kriminelle gegen 
Denkmal für 
Bombenopfer 


Der Gedenkstein in Dres- 
den-Nickern wurde 1920 ur- 
sprünglich als Kriegerdenk- 
mal für die Gefallenen des 
Ersten Weltkriegs aufgestellt. 
Nach 1945 war zunächst sei- 
ne Beseitigung geplant, be- 
vor man sich in der DDR ent- 
schied, das Denkmal in eine 
Erinnerungsstätte für die Op- 
fer des Luftangriffs vom 13. 
Februar 1945 umzuwandeln. 
Die Inschrift lautet: »Wir ge- 
denken der Opfer des anglo- 
amerikanischen Bombenter- 
rors«. 


Foto: SchiDD /Wikimedia Commons/CCBY-SA3.0 (Ausschnitt) 
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Am 9.2.2016 beschmierten 
Kriminelle das Denkmal mit 
schwarzer und roter Farbe, 
den Farben der Antifa. 


Wenige Tage später forder- 
te der Stadtrat der Grünen, 
Michael Schmelich, die Um- 
gestaltung der Inschrift. Die- 
se bediene sich der »Nazi- 
Terminologie, die leider auch 
aus propagandistischen 
Gründen in der DDR hoffä- 
hig war.« »Dresden watet 
so weiter knietief im braunen 
Opfermythos.« 


Somit stellen sich die Grünen 
gegen die traditionsreiche 
Erinnerungskultur der Dres- 
dener Bürger anläßlich des 
13. Februar 1945, die über 
die DDR-Zeit hinweg bis heu- 
te lebendig gehalten wurde. 


www.un-nachrichten.de 
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»We love Volkstod« 


Bild nur in der gedruckten 


Ausgabe vorhanden 


Der Begriff »Volkstod« wird so- 
wohl von sogenannten »Lin- 
ken« als auch von sogenannten 
»Rechten« thematisiert. Aller- 
dings mit völlig unterschiedlichen 
Ansätzen. 


Während sich die »Rechten« 
um den Fortbestand unseres 
Volkes sorgen und zu recht be- 
fürchten, daß durch Überalterung 
und Durchmischung mit anderen 
Kulturen die Substanz unseres 
Volkes verloren geht, hoffen die 
»Linken« auf den baldigen Volks- 
tod. 


Von der aggressiven Antifa über 
Linkspartei und Grüne bis hin 
zum linken Flügel der SPD seh- 
nen sich diese wirren Geister 
nach dem deutschen Volkstod. 


Sprüche wie: »Die Deutschen 
sterben aus, wir klatschen noch 
Applaus!«, »Nie wieder Deutsch- 
land!«, »Deutschland verrek- 
kel«, »We love Volkstod!« oder 
»Deutschland muß sterben, da- 
mit wir leben können« gehören 
zum Standardprogramm bei De- 
monstrationen. 


Es ist schon Tradition, anläßlich 
der Bombardierung Dresdens 
auf Spruchbändern Bomber Har- 
ris zu feiern und ihn zu bitten: 
»Bomber Harris — mach es noch 
einmall«. 


Dies alles findet seine logische 
Fortsetzung auf Bannern mit 
Sprüchen wie: »Refugees welco- 
me! Dem rassistischen Mob ent- 
gegentreten!« 


Damit kein Mißverständnis auf- 
tritt, mit »rassistischem Mob« ist 
auch der CDU-Wähler gemeint, 
der sich gerade gemütlich auf 
seinem Sofa über »die Rechten« 
aufregt. 


Wenn sich in Hamburg die Grü- 
nen-Abgeordnete Frau Dr. Stefa- 
nie von Berg darüber freut, daß 
die Deutschen in Hamburg in 20 
bis 30 Jahren eine Minderheit 
sein werden, so können solche 
Äußerungen nur noch unter pa- 
thologischen Gesichtspunkten 
bewertet werden. 


Aber es geht bekanntlich immer 
noch verrückter: Christin Löch- 
ner, Parteimitglied der Linken 
und dort auch Funktionsträgerin, 
brüstete sich damit, daß sie eine 
»Volksverräterin« sei. Sie »liebe 
und fördere den Volkstod.« (vgl. 
UN 2/2012) 


Auch wenn die Zitate der Dame 
schon 2012 gefallen sind, so 
spricht sie doch das aus, was 
etliche unserer Politiker als »ge- 
rechte Strafe« für unser Volk 
empfinden. 


Und natürlich fallen juristisch ge- 
sehen alle genannten Sprüche 
und Zitate unter die Meinungs- 
freiheit. 


Als Belohnung möchte die Bun- 
desfamilienministerin Manuela 
Schwesig (SPD) das Budget für 
den »Kampf gegen Rechts« auf 
100 Millionen Euro pro Jahr ver- 
doppeln. 


VORKÄMPFER DER »DEMOKRATIE« 
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Milliardenloch in den ARD/ZDF-Kassen: 
Glotzi Nimmersatt will mehr Geld 


© Raimond Spekking / CC BY-SA 4.0 (via Wikimedia Commons) 


Hat gut lachen: WDR-Intendant Tom Buhrow 


Die »volkspädagogischen« 
Erziehungsanstalten ARD und 
ZDF fordern einen »Renten- 
Soli« für ihre Pensionäre. 


Am 10.2.2016 berichtete die 
Presse, aus dem Bericht der 
»Kommission zur Ermittlung des 
Finanzbedarfs der Öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten« 
(KEF) ginge hervor, daß den Pen- 
sionskassen der öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalten ARD 
und ZDF 2,2 Milliarden Euro (!!!) 
fehlen, um ihren Verpflichtungen 
aus den bekanntermaßen üppi- 
gen Versorgungszusagen für ihre 
Angestellten nachzukommen. 


Die Sender verlangten deshalb 
eine Art »Extra-Soli« von 25 Cent 
je Monat von jedem Haushalt, 
wofür die KEF und die Zwangs- 
gebühren-Eintreibzentrale (frü- 
her »GEZ«, heute »ARD ZDF 
Deutschlandradio Beitragsser- 
vice«) zuständig sei. 

Diese Forderung muß man 
sich auf der Zunge zergehen 
lassen! 


Die Sendeanstalten haben ih- 
ren Mitarbeitern in Form eines 
Selbstbedienungsladens aus 
dem Gebührenaufkommen Zu- 
sagen gemacht, für die sie aber 


offenbar nicht genügend Rückla- 
gen gebildet haben. 


Aber das ist kein Wunder bei den 
Gehältern, die sie den Volks(um-) 
erziehern ausschütten. Allein der 
Intendant des Westdeutschen 
Rundfunks (WDR), Tom Buhrow 
hat laut WirtschaftsWoche vom 
28.7.2014 ein Jahreseinkommen 
von 367.232 Euro (ohne Neben- 
einkünfte), also mehr als die Bun- 
deskanzlerin (221.300 Euro). 


Dazu kommen seine vertragli- 
chen Versorgungsansprüche, die 
sich schon im Geschäftsbericht 
2013 auf 2,871 Millionen Euro 
beliefen. 


Ähnlich irre hoch sind die Einkom- 
men der Intendanten der anderen 
Länderanstalten, des Deutsch- 
landradio und des ZDF. 


Die Gelder, die sich Rundfunkrä- 
te, Programmbeiräte und Verwal- 
tungsräte einstecken, sind ein an- 
deres Kapitel. 


Dafür garantieren uns die Herren 
Intendanten, Chefredakteure und 
Zensoren, »die westlichen Posi- 
tionen zu verteidigen«, wie aus 
einer »internen Anweisung von 
oben« (Preußische Allgemeine, 
4.10.2014) hervorgehe. 


Ein Milliardengrab zur 
Volksverdummung 


Im 19. Bericht der KEF aus 
dem Jahr 2014 werden die 
Anmeldungen der Rundfunk- 
anstalten für ihre Gesamtauf- 
wendungen aufgelistet — in 
Milliarden Euro: 


Sender 2015 2016 
ARD 6,371 16,596 
ZDF 2,168 12,174 
DRadio 0,235 |0,927 


Diese drei »Öffentlich-rechtli- 
chen« wollen in diesem Jahr 
also fast 9,7 Milliarden Euro 
kassieren, für die genannten 
Herrschaften und für die meist 
unsäglichen »Talkmaster«, 
Volksverdummer, Kochkünst- 
ler, »Showmaster« und deren 


Produktionsfirmen, die sich 
eine goldene Nase verdienen. 
Die Mehrheit 


ist es leid! 


Das Volk ist gar nicht so dumm, 
wie die Meinungsmacher aus 
Politik und Medien meinen: 


Wie aus einer jüngsten Mei- 
nungsumfrage hervorgeht, ist 
nur eine Minderheit von 12,8 
Prozent für die Beibehaltung 
der Zwangsgebühren für die 
öffentlich-rechtiichen Rund- 
funkanstalten. 


Fast sieben von zehn Befrag- 
ten (69,4 Prozent) lehnen die- 
se Zwangsgebühren ab, die 
jedem Haushalt abverlangt 
werden, ob er sie nutzt oder 
nicht. 


Jeder vierte (24,7 Prozent) 
Bürger lehnt die Zwangsge- 
bühren ausdrücklich deswe- 
gen ab, weil er die Berichter- 
stattung der Sender nicht für 
neutral hält — er fühlt sich also 
manipuliert, desinformiert und 
einseitig unterrichtet. 


DER ROTE »SCHWARZE KANAL« 


UN 3/2016 ; Seite 6 


www.un-nachrichten.de 


Die Säuberungswelle rollt 


Sprachregelungen für 
die »Lügenpresse«! 


Glossar der Neuen deutschen Medienmacher 


Formulierungshilfen für die Berichterstattung im Einwanderungslanc 


NEUE DEUTSCHE 
MEDIENMACHER 


Die Vereinigung Neue Deutsche 
Medienmacher e.V. aus Berlin 
hat für Journalisten eine Bro- 
schüre »Formulierungshilfen für 
die Berichterstattung im Einwan- 
derungsland« herausgebracht. 
Auf knapp 60 Seiten werden 
Nachrichten- und Meinungsma- 
cher durch die Autoren Konstanti- 
na Vassiliou-Enz, Ferda Ataman, 
Alice Lanzke und Shion Kumai 
darüber belehrt, wie sie ihre Be- 
richterstattung zu formulieren ha- 
ben, um nicht alle Ausländer und 
ihre Abkömmlinge über einen 
Kamm zu scheren. »Praktische 
Vorschläge für die differenzierte 
Bezeichnung von Minderheiten, 
der Mehrheit und natürlich auch 
von beiden« erwarten den Leser. 


Das Ganze mit freundlicher 
Kostenübernahme durch das 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge und die Bundeszen- 
trale für politische Bildung. Oder 
um es mit unserer hauseigenen 
»Formulierungshilfe« zu sagen: 
Zwangsweise auf Kosten der 
Steuerzahler, die diese Presse- 
gleichschaltung ganz sicher nicht 
wünschen. 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


Es ist soweit: 
Facebook wird 
politisch gesäubert 


Es ist die große Lebensaufgabe 
von Justizminister Heiko Maas 
(SPD): Das soziale Netzwerk Fa- 
cebook soll zensiert werden. 


Die Internet-Plattform mit welt- 
weit etwa 1,6 Milliarden aktiven 
Nutzern (in Deutschland etwa 25 
Millionen) nimmt Zensur bisher 
nach guten alten amerikanischen 
Maßstäben vor: Wer Fotos mit 
nackten Busen hoch lädt, muß mit 
einer Sperre rechnen. Wer hinge- 
gen politisch frei Schnauze redet 
wird auch dann nicht gesperrt, 
wenn eine Äußerung gegen das 
bundesdeutsche Strafrecht ver- 
stößt. So werden vermeintliche 
und sicher auch tatsächliche Ver- 
stöße gegen den Gummiparagra- 
phen 130 StGB (»Volksverhet- 
zung«) kaum gelöscht. Das heißt 
nicht, daß die Urheber strafbarer 
Aussagen hierzulande sicher 
wären. Zahlreich sind die Pres- 
semeldungen über massenhafte 
Hausdurchsuchungen, die nach 
strafbaren Äußerungen erfolgen. 
Ermittlungsergebnisse aus Face- 
book gehören heute zum polizei- 
lichen Standard. 


Minister Maas reichte das nie. 
Er fordert lange, daß Facebook 
sich an der Bekämpfung »rassi- 
stischer« Äußerungen beteiligt. 
Durch eigene deutschsprachige 
Mitarbeiter, die Facebook durch- 
suchen sollen. 


»Haßbotschaften haben auf Fa- 
cebook keinen Platz. Wir haben 
bis vor kurzem in Deutschland 
keinen guten Job gemacht, was 
das angeht«, erklärte Netzwerk- 
Gründer und -Chef Marc Zucker- 
berg Ende Februar bei seinem 
Berlin-Besuch öffentlich. Face- 
book müsse viel über die deut- 
sche Kultur und das deutsche 
Recht lernen. 
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Und er hat gelernt, was das deut- 
sche Recht von ihm verlangt: 
200 Facebook-Mitarbeiter ar- 
beiten künftig daran, den deut- 
schen Strafverfolgungsbehörden 
in Sachen sogenannter »Haß- 
botschaften« zu helfen. Zucker- 
berg betonte, daß Flüchtlinge im 
deutschsprachigen Facebook- 
Netzwerk inzwischen besonde- 
ren Schutz genießen. Die Flücht- 
lingspolitik von Angela Merkel 
finde er sehr inspirierend. Nun 
werde die Gegenrede gegen 
»Haßparolen« in dem sozialen 
Netzwerk gefördert. Außerdem 
sollen nun mehr Mitarbeiter si- 
cherstellen, daß »schlechte In- 
halte« nicht auf Facebook stün- 
den. 


Kurz vor dieser völlig neuen Ein- 
sicht fing sich Zuckerberg (neben 
weiteren Facebook-Managern) 
eine Strafanzeige des Würz- 
burger Rechtsanwalts Chan-jo 
Jun ein. Tatvorwurf: Beihilfe zur 
Volksverhetzung. 


Unklar ist, was Zuckerbergs An- 
kündigungen in der technischen 
Praxis bedeuten. Wer entschei- 
det über »schlechte Inhalte«? 
Werden diese einfach nur ge- 
löscht oder den Staatsanwalt- 
schaften gemeldet? Eine bloße 
Löschung könnten die Betroffe- 
nen übrigens noch als nette Ge- 
ste ansehen. 


Es ist erschreckend, wie sicher 
sich viele Schreiber auf Face- 
book fühlen, obwohl wirklich je- 
der mitlesen kann. 


Die Nerven der Herrschenden 
liegen blank. Der Druck auf Ab- 
weichler wird an allen Fronten 
erhöht. Schützenhilfe kommt von 
willigen Denunzianten — schöne 
neue Welt! 


GLEICHSCHALTUNG UND ZENSUR 
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Die Nerven der Bundesregierung liegen blank: 
Juristen als »geistige Brandstifter«? 


AK. 
MAAS! 


stiz und für Verbraucherschutz 


Daß man in unserem Rechtsstaat 
protestierenden Bürgern, volks- 
verbundenen Gruppen und Partei- 
en ungestraft die Menschenwürde 
absprechen kann, indem man sie 
als »Pack«, »Mob«, »Dreck« oder 
»Ratten« bezeichnet, ist allge- 
mein bekannt. 


In der Auseinandersetzung über 
die unkontrolliete Massenzu- 
wanderung liegen bei der Bun- 
desregierung die Nerven blank, 
spätestens nachdem der Minister- 
präsident des Freistaates Bayern 
mit Blick auf die Flüchtlingspolitik 
der Regierung von einer »Herr- 
schaft des Unrechts« spricht. 


Der Bundesjustizminister Heiko 
Maas (SPD) beißt angesichts die- 
ser tiefen »Kluft zwischen Recht 
und Wirklichkeit« (so der ehem. 
Verfassungsrichter Hans-Jürgen 
Papier) blindwütig um sich: 

In der RA.Z. vom 30.1.2016 po- 
lemisiert er gegen angesehene 
Juristen, gegen einen ehemaligen 
Bundesminister, der von einem 
»dauerhaften Rechtsbruch durch 
den Staat« spreche und einen 
Juraprofessor, der seine Überle- 
gungen unter den Titel »/st Ange- 
la Merkel eine Schleuserin — Eine 
strafrechtliche Betrachtung« stell- 
te. 


»Ob die Betroffenen ahnen, was 
sie mit ihren Worten anrichten?« 


KRITIK UNERWÜNSCHT 


Zweifelhaftes Rechtsverständnis: Heiko Maas (SPD 
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JETZT HEIKO MAASI 


), Bundesminister der Ju- 


redet Maas den Kritikern ins Ge- 
wissen. Sie fügten dem Recht 
schweren Schaden zu: »Mit ih- 
rem Vorwurf, der Staat beachte 
geltendes Recht nicht, bewirken 
die Wortführer das Gegenteil 
von dem, was sie angeblich be- 
zwecken. Sie schwächen die 
Geltungskraft der Gesetze und 
erschüttern die Rechtstreue der 
Menschen. « 


Das Gerede vom angeblichen 
Rechtsbruch des Staates sei 
Wasser auf die Mühlen von PE- 
GIDA und Verschwörungstheore- 
tikern im Internet. 


»Wenn selbst honorige Juristen 
suggerieren, daß eine Regierung 
permanenten Rechtsbruch bege- 
he, ja gar kriminell handele, müs- 
sen sich dann rechte Wirrköpfe 
nicht ermutigt fühlen, zur Tat zu 
schreiten und dagegen „Wider- 
stand“ zu leisten?« 


Jeder müsse sich der Verant- 
wortung für seine Worte bewußt 
bleiben: »Auch ein juristischer 
Diskurs kann entgleiten und zur 
geistigen Brandstiftung beitra- 
gen.« 


Ein trübes Bild von der Wirklich- 
keit des Rechtsstaates, wenn der 
Bundesminister für Justiz hoch 
angesehenen Juristen damit 
mehr oder weniger offen vorwirft, 
»geistige Brandstifter« zu sein! 


Akademisches 
Erwachen? 


Unter deutschen Professoren 
gibt es noch kluge und mutige 
Köpfe. Klug, weil Sie die poli- 
tische Lage in unserem Land 
richtig einschätzen und mutig, 
weil sie dies auch Öffentlich ar- 
tikulieren. 


Im Januar hielt der Chemie- 
professor Thomas Rödel 
(Hochschule Merseburg) bei 
einer Institutseröffnungsrede 
von Angela Merkel ein Schild 
mit der Aufschrift »Keine Ex- 
perimente« hoch. Er stand auf 
und unterbrach die Bundes- 
kanzlerin mit den Worten »Ich 
habe Angst um die Zukunft 
meiner Kinder.« Ein Video auf 
YouTube zeigt die Szene. 


Mitte Februar »twitterte« dann 
der Jura-Professor Thomas 
Rauscher (Universität Leipzig) 
»Ungeheuerliches«: 


Wie FOCUS Online berichtete, 
schrieb der Professor: »„Wenn 
man Illegale nicht mehr aus- 
weisen kann, ohne daß Gut- 
menschen sich inszenieren, 
ist das die Besetzung der EU 
durch Roma und „Flüchtlin- 
ge“.« »Es gibt keinen friedferti- 
gen Islam. Das Grundkonzept 
dieser „Religion“ ist kriegeri- 
sche Ausbreitung.« Laut ZEIT 
ONLINE schrieb er auch: »Es 
ist natürlich, sich zu wehren, 
wenn die eigene Kultur unter- 
geht. Die „Angst des weißen 
Mannes“ sollte wehrhaft wer- 
den!« 


Beide Hochschulen sahen 
— auch mangels rechtlicher 
Handhabe — von einer weit- 
reichenden »Disziplinierung« 
ihrer Hochschullehrer ab. 


Mögen viele Gelehrte diesen 
Beispielen folgen! 
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Ungarn: Gedenken an die Vertreibung 


Anläßlich des Gedenkens an 
die Vertreibung der Ungarndeut- 
schen fand am 19.1.2016 eine 
Gedenkveranstaltung in Budaörs 
(Wudersch, Ungarn) statt. 


Die Festrede des ungarischen 
Ministerpräsidenten Viktor Orban 
verdient es, hier in Ausschnitten 
wiedergegeben zu werden: 


»[...] Und ich begrüße einen je- 
den, der heute hierher nach Wu- 
dersch gekommen ist, damit wir 
uns gemeinsam an eines der 
schmerzvollen und unwürdigen 
Ereignisse der Geschichte des 
vergangenen Jahrhunderts erin- 
nern. [...] 


Vor siebzig Jahren, am 19. Janu- 
ar 1946, verließ Ungarn der erste 
Eisenbahnzug, der unsere ver- 
triebenen deutschen Landsleute 
nach Deutschland transportierte. 
Allein am 19. Januar, an einem 
einzigen Tag, nahm man tausend 
Menschen mit. Anfang Februar 
war Wudersch bereits vollkom- 
men leer, und bald ereilte landes- 
weit hunderte von Siedlungen, 
in denen Schwaben — wie man 
die Ungarndeutschen in Ungarn 
nannte — lebten, ein ähnliches 
Schicksal. 


Die offizielle Bezeichnung lautete 
Aussiedlung, doch dieses Wort 
hatte mit der Wahrheit nichts zu 
tun. Was Aussiedlung genannt 
wurde, bedeutete die Ausplünde- 
rung und die Vertreibung der un- 
garischen Schwaben. Sie wurden 
ihrer Häuser und sie wurden ihrer 
Heimat beraubt. 


Von ihrem früheren Leben durf- 
ten sie in die niedergebombten 
Städte Deutschlands so viel mit- 
nehmen, wie in ein Bündel von 50 
Kilogramm hineinpaßte. [...] 


Vor siebzig Jahren ereignete sich 
in Ungarn und in zahlreichen an- 
deren Ländern Europas eine als 
Aussiedlung getarnte Deportie- 
rung. 

Undesgab keine einzige nüchtern 
denkende verantwortliche Per- 


son, auch die Vertre- 
ter der Siegermächte 
mit inbegriffen, die sich 
dem entgegengestellt 
hätte. [...] 


Die Ungarndeutschen 
können bis auf den 
heutigen Tag eine Kul- 
tur die ihrige nennen, 
deren Fäden tief in 
das Gewebe der un- 
garischen Kultur einge- 
flochten sind. Wenn wir 
diese Fäden herauszögen, so 
würde das gesamte Gewebe 
zerfallen. Die ungarische schwä- 
bische Gemeinschaft stellt einen 
organischen und unveräußerli- 
chen Bestandteil der ungarischen 
Kultur dar. 


Wenn vor siebzig Jahren die Ver- 
triebenen all das mitgenommen 
hätten, was die Ungarndeutschen 
oder Menschen deutscher Ab- 
stammung seit ihrer Ansiedlung 
für die ungarische Wirtschaft und 
Kultur getan hatten, dann wäre 
Ungarn heute bedeutend ärmer. 
L.] 

Wir lebten über lange Jahrhun- 
derte hinweg zusammen und zu 
Hunderttausenden liegen deut- 
sche und ungarische Soldaten 
europaweit nebeneinander in der 
Erde. Die Sorgen und Mühen des 
Alltags haben wir gemeinsam 
gelöst, so wie wir auch Ungarn 
nach den Verwüstungen der Krie- 
ge gemeinsam wiederaufgebaut 
haben. Und wir haben viel von- 
einander gelernt. Wir, Ungarn, 
haben von den schwäbischen 
Menschen zum Beispiel gelernt, 
daß die tätige, fleißige Arbeit der 
einzig mögliche Weg zum Errei- 
chen ehrlichen Wohlstandes ist. 
L.] 

Wir alle können mit unseren ei- 
genen Augen beobachten, wie 
die Sicherheit Europas von Tag 
zu Tag zerfällt, wie seine auf der 
christlichen Kultur basierende Le- 
bensweise in Gefahr gerät. Heute 
ist in Europa nicht die Frage, ob 


Bild nur in der gedruckten 


Ausgabe vorhanden 


sich die Nationen gegeneinander 
wenden, die Frage ist vielmehr, 
ob es Europa noch geben wird, 
ob wir die europäische Lebens- 
weise und Kultur werden vertei- 
digen können, und was wir für 
einen Kontinent unseren Kindern 
als Erbe hinterlassen werden. [...] 


Aus diesem Grunde hat das Par- 
lament im Jahre 2013 beschlos- 
sen, daß der 19. Januar der Ge- 
denktag der Verschleppung und 
der Vertreibung der Ungarndeut- 
schen sei. Als ein ewiges Me- 
mento für die nach Sibirien zur 
Zwangsarbeit verschleppten fünf- 
undsechzigtausend Menschen 
und für die zur Aussiedlung verur- 
teilten deutschen Familien. 


Das heutige Jubiläum ist aber 
nicht nur ein Gedenken, sondern 
auch ein Aufruf, all das nicht zu 
vergessen, was die Ungarndeut- 
schen für Ungarn getan haben 
und bis auf den heutigen Tag tun. 
L] 

Es erfüllt uns mit Freude, daß sich 
in den vergangenen vier Jahren 
die Zahl der deutschen Schulen 
verfünffacht und sich die Anzahl 
der dort lernenden Schüler ver- 
dreifacht hat. [...] 


Ein Verneigen vor der Erinnerung 
an die Unschuldigen. Anerken- 
nung und Ruhm jenen, die den in 
Not geratenen Ungarndeutschen 
geholfen hatten. 

Alles Gute unseren, mit uns zu- 
sammenlebenden, deutschen 
Mitbürgern. « 
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Absurdistan läßt grüßen: 
Das Geschäft mit den »Flüchtlingen« 


Zunächst waren es nur kleine, 
schlecht besuchte Landpensio- 
nen oder heruntergekommene 
Hotels mit wenigen Gästen, die 
zum Flüchtlingsbetrieb wur- 
den. Inzwischen lohnt sich das 
Geschäft mit den Flüchtlingen. 
Selbst große Ketten bieten an, in 
ihren schlechter besuchten Ho- 
tels die Gäste gegen Flüchtlinge 
auszutauschen und damit auf 
Staatskosten zu leben. 


Inzwischen ist hierzulande mit 
den Flüchtlingen und »Flücht- 
lingen« ein regelrechter Wirt- 
schafts-»Boom« entstanden. 
Alles was gebraucht wird, findet 
reißenden Absatz: Zelte, Feld- 
betten, Wohncontainer, Billig- 
möbel. Aber auch Catering- und 
Reinigungsunternehmen, Ärzte, 
Sprachlehrer, Baufirmen und Si- 
cherheitsunternehmen sind ge- 
fragt. 


Mehr Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst werden benötigt, mehr Le- 
bensmittel werden konsumiert. 


Da Angebot und Nachfrage die 
Preise bestimmen, kann es nur 
eine Richtung geben: bergauf. 


Wer wird das alles bezahlen? Die 
Wirtschaft, die die neuen, billigen 
Arbeitskräfte mit offenen Armen 
empfängt, sicher nicht — im Ge- 
genteil. Bleibt also nur der Staat, 
der das Geld, das bisher angeb- 
lich nicht da war, mit vollen Hän- 
den verteilt. Die Schlaglöcher auf 
den Straßen sind allerdings im- 
mer noch da — kein Geld, eben- 
so die 19 Prozent aller Kinder 
und Jugendlichen, die in einem 
»einkommensarmen Haushalt« 
leben. 


Woher kommt das Geld, das 
plötzlich auf wundersame Weise 
aus dem Staatssäckel quillt? Von 
Ihnen, liebe Leser, und von allen 
anderen Steuerzahlern. 


200 Euro 
Honorar pro Stunde 


So viel erhalten Ärzte für 
Sprechstunden in den rhein- 
land-pfälzischen Erstaufnah- 
meeinrichtungen für Flücht- 
linge in Ingelheim und Kusel. 
Das geht aus einer Antwort 
des rheinland-pfälzischen 
Gesundheitsministeriums auf 
eine CDU-Anfrage hervor. 


Zum Vergleich: Nach Anga- 
ben der Kassenärztlichen 
Vereinigung wird für eine 
Stunde im hausärztlichen Be- 
reitschaftsdienst 50 Euro pro 
Stunde bezahlt. 


180 Millionen 
für Hotelzimmer 


Der Berliner Senat verhandelt 
zur Zeit mit einer Hotelket- 
te. Dabei geht es um 10.000 
Hotelbetten in 22 Grand City 
Hotels. Der Anbieter verlangt 
pro Platz und Nacht 50 Euro. 
Das wären monatlich 1.500 
Euro je Bett, insgesamt also 
180 Millionen Euro jährlich. 


Millionengewinne 
mit Verpflegung 
Kosten für die Verpflegung 
der Flüchtlinge werden kaum 
öffentlich. Ein Schweinfurter 
Unternehmen erhielt im Sep- 
tember 2015 den Zuschlag, 
die Versorgung eines Flücht- 
lingsheimes mit 550 Perso- 
nen für vorerst ein Jahr zu 
übernehmen. Auftragswert: 
2,34 Millionen Euro. Das er- 
gibt umgerechnet 11,66 Euro 
pro Kopf und Tag. 


Die Kosten für einen »Be- 
köstigungstag« im Kranken- 
haus liegen deutlich darunter. 
»Welcome refugees« be- 
kommt da einen ganz ande- 
ren Geschmack. 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Richtlinien 
für Sicherheitsdienste 
in Flüchtlingsheimen 


Für den Einsatz der Sicherheits- 
unternehmen in Flüchtlingshei- 
men hat der Bundesverband der 
Sicherheitswirtschaft Richtlinien 
erarbeitet. Darin wird unter an- 
derem empfohlen, grundsätzlich 
alle Mitarbeiter verfassungs- 
rechtlich überprüfen zu lassen. 


Außerdem sollten bei einem Teil 
der eingesetzten Sicherheits- 
kräfte »interkulturelle Kompe- 
tenzen« vorausgesetzt bzw. ge- 
schult werden. 


Zusätzlich hat jedes Unterneh- 
men interne Dienstvorschrif- 
ten, in denen das Auftreten der 
Mitarbeiter klar geregelt ist. Die 
Richtlinien reichen dabei vom 
Verhalten bei religiösen Streitig- 
keiten bis zum Umgang mit mit- 
gebrachtem Essen. 


Maulkorb für den 
Chef der Bundespolizei 


Das Bundesinnenministerium 
hat den Chef der Bundespolizei, 
Dieter Romann, aufgefordert, 
vorläufig keine Lagevorträge 
mehr vor Abgeordneten zum 
Thema Grenzsicherung zu hal- 
ten. 


Bei zwei Auftritten vor Bundes- 
tagsabgeordneten hatte er sich 
drastisch zum Szenario einer 
Grenzschließung geäußert. 
Vor CDU-Abgeordneten sag- 
te er, man könne geschlosse- 
ne Grenzübergänge, vor denen 
Tausende Flüchtlingen stehen, 
nur mit Wasserwerfern vor ei- 
nem Ansturm bewahren. 


SPD-Abgeordneten sagte Ro- 
mann, sein Personal könne nicht 
die komplette Grenze kontrollie- 
ren. Das würde die Bundespoli- 
zei drei Tage durchhalten, aber 
keine vier Wochen. 


DER ALLTÄGLICHE WAHNSINN 
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Wehe, Sportler sehen deutsch aus! 


Wenn es hierzulande interna- 
tionale Sporterfolge zu feiern 
gibt, sind die linken Miesmacher 
nicht fern. Dann wird vor zu viel 
Patriotismus gewarnt. Was über 
die unvermeidliche schwarz-rot- 
goldene Rudelgucken-Party hin- 
ausgeht, wird unter links-grünen 
Journalisten nicht gerne gese- 
hen. Das gilt auch für den kürz- 
lich gegen Spanien errungenen 
Handball-EM-Titel: 


Am 9.2.2016 ließ sich auf ZEIT 
ONLINE der Philosoph Wolfram 
Eilenberger über die neue Be- 
liebtheit des Handballs bei den 
Deutschen aus. Wie konnte das 
Endspiel nur fast 18 Millionen Zu- 
schauer vor die Glotze locken? 


Eilenberger weiß es: Weil die 
Mannschaft angeblich den ewi- 
gen Nazi ins uns befriedigt. 
»Blutnah und widerständig: Wir 
haben den Handball wiederent- 
deckt. Weil diese Mannschaft 
eine kartoffeldeutsche Sehn- 
sucht bedient, die gerade wieder 
schwer im Kommen ist«, schreibt 
Eilenberger in nationaler Selbst- 
verachtung. 


»Kartoffeldeutsche« 
im Visier eines 
Deutschenhassers 


Der Handball liege lebensästhe- 
tisch »voll im Trend: urwüchsig, 
herkunftsstark, heimatverbun- 
den.« Eilenberger stört sich an- 
scheinend daran, daß es nur 
deutsche Namen in der Hand- 
ball-Mannschaft gibt und scheint 
zu unterstellen, daß der Sport nur 
deshalb so beliebt bei den Deut- 
schen sei: »Bereits ein erster 
Blick auf das Mannschaftsfoto 
erhellt: Das frische Erfolgsteam 
hat keinen einzigen Spieler mit 
dunkler Hautfarbe oder auch nur 
südländischem Teint. Es han- 
delt sich, mehr noch, um eine 
Mannschaft ohne jeglichen Mi- 
grationshintergrund. 100 Prozent 
kartoffeldeutsche Leistungsbe- 
reitschaft.« 


Sozialdynamisch sei der Hand- 
ball damit irgendwo vor dreißig 
Jahren stecken geblieben. Der 
einzige Ausländer des Teams 
stamme aus Island, was eben- 
falls »perfekt ins nordisch-arisier- 
te Bild paßt«. 


Dieser geistige Tiefflug wurde 
von den Lesern mit einem Sturm 
der Entrüstung quittiert, den die 
Herausgeber von ihrem bürger- 
lich-links-alternativien Publikum 
nicht erwartet hatten. 


Statt einer Distanzierung konter- 
te die ZEIT in Form eines weite- 
ren Beitrags über »Handball und 
Diversität«. Titel: »Verspätete 
Willkommenskultur«. Tendenz, 
natürlich: »Handball ist deutsch, 
Fußball multikulturell. Doch das 
ändert sich gerade: Auch dem 
Handball geht der Nachwuchs 
aus.« 


Daß sich 18 Millionen Zuschau- 
er einfach über den Einsatz und 
die Willensstärke dieser Jungs 
»ohne dunkle Hautfarbe« gefreut 
haben, widert diesen Herrn »Phi- 
losophen« offenbar so an, daß er 
geistig aussetzt. 


Und die ZEIT schämt sich nicht, 
das zu veröffentlichen! 


Wie würde die ZEIT wohl reagie- 
ren, wenn ein Sportreporter so 
über die Siege von »Kümmeltür- 
ken«, »Spaghettifressern« oder 
»Inselaffen« herfallen würde? 


L rebe Leser. gAHZ erIyAar: 


Oettinger: Ein Vorbild demokratischer LeitLeidkultur 

Er urteilte über die Vorsitzende der AfD, die 
dem Berliner Parteien-Eintopf Angst macht, 
Frau Dr. Frauke Petry, ebenso makaber wie lä- 
cherlich: 


Je chaotischer die Lage durch die Politik der 
»Volksabschaffer« wird, desto neugieriger wer- 
den auch vorher ganz »unpolitische« Bürger, ob 
es überhaupt noch Stimmen der Vernunft gibt. 


Folglich setzen die Politik und die Medien 
skrupellos alle Mittel ein, jede volksbewußte 
Regung zu unterdrücken, und sie werden noch 
rabiater werden in der strafrechtlichen Verfol- 
gung und »gesellschaftlichen Ächtung« aller, 
die noch oder endlich wieder (!) von Heimat, 
Volk und Nation sprechen. 


»Wenn die komische Frau Petry meine Frau 
wäre, würde ich mich heute Nacht noch erschie- 
Pen - diese Frau ist eine Schande für die deut- 
sche Politik.« 


Wer eine Schande für die Politik und für die De- 
mokratie in unserem Lande ist, sollte jeder, der 


& a 1 N so etwas liest, selbst beurteilen. 
Ein schönes Beispiel für diese »demokratische 


Leitkultur« der etablierten Einheitsbrei-Parteien 
lieferte einige Wochen vor den Landtagswahlen 
der frühere CDU-Ministerpräsident und heutige 
EU-Kommissar Günther Oettinger. 


Auch sollte diesem Oberdemokraten wegen po- 
tentieller Suizid-Gefahr der Waffenschein ent- 
zogen werden, wenn er denn einen hat. 


Ihre UN-Mitarbeiter 
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Terroranschläge mit Chemiewaffen 


Die europäische Polizeibehör- 
de Europol schätzt die Zahl der 
nach Europa zurückgekehrten 
IS-Kämpfer, die in einem soge- 
nannten »Terrorcamp« Erfahrun- 
gen gesammelt haben, auf 3.000 
bis 5.000 Personen. 


»Europa steht momentan vor der 
größten Terrorgefahr seit mehr 
als zehn Jahren«, verkündete der 
Behördenchef von Europol, Rob 
Wainwright, am 19.2.2016. 


Der Islamische Staat 
(IS) schleust nach 
Angaben von US- 
Geheimdienstkoordi- 
nator James Clapper 
als Flüchtlinge ge- 
tarnte Kämpfer nach 
Europa ein. Clapper 
sagte am 9.2.2016 
bei einer Anhörung 
im US-Senat, daß 
die IS-Miliz »den 
Flüchtlingsstrom 
ausnutzk«. 

Dabei hatte der Bundesvorsit- 
zende der Gewerkschaft der 
Polizei, Jörg Radek, noch im De- 
zember versucht, die Deutschen 


SEPA-Lastschriftmandat 


einzulullen: »/S-Kämpfer haben 
den Flüchtlingsstrom als Dek- 
kungsraum überhaupt nicht nö- 
tig, wenn sie im Besitz derartiger 
Dokumente sind, weil ihnen dann 
ganz andere Möglichkeiten offen 
stehen.« 


Ausländischen Medienberichten 
zufolge haben sich bereits 6.000 
IS-Krieger vor den Toren Euro- 
pas versammelt. In nur sechs 
Monaten könne sich die Miliz in 


EUROPA STEHT 
MOMENTAN VOR 
DER GROSSTEN 


TERRORGEFAHR 
SEIT MEHR ALS 
ZEHN JAHREN. 


Nordafrika laut Pentagon ver- 
doppeln. Libyen beispielsweise 
ist nur 300 Kilometer von Italien 
entfernt. 
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BBC-Reporter entdeckten bereits 
2015 im Internet eine Landkarte 
des Islamischen Staates. Dem- 
nach wollen die Kämpfer der IS 
bis 2020 Teile Europas erobert 
haben. Italienischen Medien be- 
richteten am 27.11.2015 über die 
Beschlagnahme eines Lkw mit 
Kriegswaffen, darunter 800 Ge- 
wehre. Diese stammen aus der 
Türkei; laut italienischer Polizei 
sollte der LKW die Waffen über 
Deutschland nach Brüssel zu Ji- 
hadisten transportieren. Die Waf- 
fen befanden sich im Anhänger 
eines niederländischen Lasters 
und waren in hunderten Kartons 
versteckt. 


Mittlerweile verkündete Ahmet 
Üzümcü, türkischer Generaldi- 
rektor der Organisation für das 
Verbot chemischer Waffen, daß 
der begründete Verdacht beste- 
he, daß der IS Chemiewaffen 
selbst herstellen könne. 


Nach dem Terroranschlag in Paris 
wissen wir, daß der IS vor nichts 
zurückschreckt. Der Einsatz von 
chemischen Waffen in Berlin, 
London oder Paris wäre sicher- 
lich keine Überraschung mehr. 
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Offizielle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
November 2015: 43,490 Millionen ” 
Dezember 2015: 43,301 Millionen ” 


soz.-versich.-pfl. Beschäftigte: 
Oktober 2015: 31,379 Millionen ” 


November 2015: 31,393 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Dezember 2015: 2.681.415 ” 


Januar 2016: 2.920.421 ” 


Leistungsempfänger: 


ALG, ALG Il und Sozialgeld 
Dezember 2015: 
Januar 2016: 


Offene Stellen: 
Dezember 2015: 
Januar 2016: 


Staatsverschuldung: 
2.028.400.270.863 Euro ” 


6.804.111 ” 
6.985.551 ” 


590.913 ” 
580.844 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
115 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
02.02.2016: 


03.03.2016: 


25.946 Euro ? 
24.950 Euro ? 


® Bundesagentur für Arbeit, 3.3.2016 
2) Bund der Steuerzahler, 3.3.2016 
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Falsche Erwartungen 


Viele wollen zurück 


»Alle Welt redet von den vielen 
Flüchtlingen, die kommen. Aber 
immer mehr wollen auch wieder 
zurück. Am Berliner Flughafen 
etwa starten jede Woche Dutzen- 
de in den Irak. Sie haben genug 
von Deutschland.« Das berichte- 
ten so oder ähnlich viele Zeitun- 
gen in den letzten Wochen. 


Am Flughafen Tegel stünden vor 
allem Männer mit Rückflugschei- 
nen Richtung Bagdad. Wer noch 
keinen Flugschein hat, zückt laut 
Bericht »immer wieder« einen 
500-Euro-Schein. 


Einem habe beispielsweise die 
Behandlung bei einer Behörde 
nicht gefallen: »“Die Behandlung 
am LaGeSo ist sehr schlecht“, 
erzählt er auf arabisch von den 
Zuständen am inzwischen über- 
regional berüchtigten Landes- 
amt für Gesundheit und Soziales 
in Berlin«. Außerdem habe er 
gehofft, daß er seine Frau und 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


u Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag von 
bar bei - zahle ich per Einzug - überweise ich auf nebenstehendes Konto. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Euro lege ich per Verrechnungsscheck / in 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie diese Nummer 


direkt über Ihrer Anschrift zwischen ## und #) 
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seinen kranken Vater nachholen 
kann, das sei aber nicht möglich. 


Ein anderer sei »gekommen um 
zu bleiben ... aber Deutschland 
tut nichts für mich.« 


Hoffentlich spricht sich das 
rum. 


Statistisch erfaßt werden übri- 
gens nur ausreisewillige Auslän- 
der, die sich die Reise gar nicht 
leisten können und daher geför- 
dert werden müssen. Das waren 
mehr als 37.000 Personen im 
Jahr 2015, vor allem vom Balkan. 
Deshalb, also mangels Statistik, 
wissen wir nicht, wie viele Asyl- 
Interessierte tatsächlich jährlich 
Deutschland freiwillig verlassen. 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


Bankverbindung: 

FKUN e.V. 

IBAN: DE75 1001 0010 0636 5391 01 
BIC: PBNKDEFF 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 
www.fb.com/UN.Nachrichten 
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